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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


1 . Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann tagen in dieser Wahlperiode noch die Bera- 
tungskommissionen des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, die 
Reaktor-Sicherheitskommission, die Strahlenschutz- 
kommission und die Entsorgungskommission und 
ihre jeweiligen Eachausschüsse (bitte mit Angabe 
des genauen Datums und vollständiger Angabe aller 
bis dato geplanten Termine)? 


2. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche tschechischen Rechtsgrundlagen, wie z. B. 
das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 
sind für das (grenzüberschreitende) Verfahren Kern- 
kraftwerk Temelin 3+4 nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung relevant (bitte mit exakter Bezeichnung), 
und wo sind diese in der aktuellen Eassung in einer 
offiziellen deutschen Übersetzung verfügbar (z. B. 
online, bitte ggf mit genauer Internetadresse)? 


3. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Vorkommen 
von Eormationswasser und Eösungszutritten im 
Endlager Konrad im Hinblick auf mögliche Korro- 
sionen der Atommüllfässer und die dadurch verur- 
sachte Ereisetzung von Radionukliden in die Bio- 
sphäre, und wie soll ein weiterer Wasserzutritt, z. B. 
über die darüber liegenden Tonschichten, langfristig 
verhindert werden? 


4. Abgeordnete 
Ute 
Vogt 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung weiterhin an der geplan- 
ten Inbetriebnahme des Endlagers Konrad ab 2019 
fest, oder hält sie weitere Untersuchungen im Hin- 
blick auf einen möglichen Wassereintritt und ggf. 
weitere Sicherungsmaßnahmen für erforderlich? 


5. Abgeordneter 

Marco 

Bülow 

(SPD) 


Welche konkreten Ziele verfolgt die Bundesregie- 
rung mit dem in Medienberichten vom 19. Juni 
2012 (www.ftd.de/politik/deutschland/:energiewende- 
altmaier-bastelt-an-masterplan-fuer-akw-abriss/ 
70051684.html) genannten „Masterplan“ zum 
Rückbau stillgelegter Atomkraftwerke, und wie sieht 
dieser Masterplan inhaltlich aus? 
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6. Abgeordneter Welche Gesetzesvorhaben plant die Bundesregie- 
Marco rung bezüglich des Rückbaus stillgelegter Atom- 

Bülow kraftwerke, und welchen Zeitplan verfolgt sie dabei? 

(SPD) 


7. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung angesichts des enormen 
Handlungsbedarfs, den der Auenzustandsbericht 
des Bundesamtes für Naturschutz ausweist, ein 
Auenschutzprogramm auflegen, um die zu mehr als 
80 Prozent zerstörten oder gefährdeten Auen zu 
schützen, und welche Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung an den Brandenburger Bundeswasserstra- 
ßen ergreifen, um die Umsetzung der europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie voranzutreiben? 


8. Abgeordneter 

Dr. Matthias 

Miersch 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich und 
politisch den Vorstoß vom Bundesminister für Wirt- 
schaft und Technologie, Dr. Philipp Rösler, zur Be- 
schleunigung des Stromleitungsbaus „an die Elora- 
Eauna-Habitat- und die Vogelschutz-Richtlinie [ran- 
zugehen]“, sowie den Vorschlag, „beim Durchque- 
ren von Schutzgebieten einen Teil der EU-Regeln 
auf Zeit außer Kraft setzen“ zu können (Erankfurter 
Allgemeine Zeitung, 14. Juni 2012)? 


9. Abgeordneter 

Dirk 

Becker 

(SPD) 


Wie positioniert sich die Bundesregierung zu den 
Plänen des Bundesministers für Wirtschaft und 
Technologie, Dr. Philipp Rösler, das Erneuerbare- 
Energien-Gesetz (EEG) in ein Quotenmodell zu 
überführen, und welche Vorhaben laufen diesbezüg- 
lich in den Ressorts? 


10. Abgeordneter 

Dirk 

Becker 

(SPD) 


Wie viele Industriebetriebe machen von der Rege- 
lung zum industriellen Eigenverbrauch nach § 37 
Absatz 3 Satz 2 Buchstabe b EEG und der Über- 
gangsregelung nach § 66 Absatz 1 5 Gebrauch, und 
welche Strommenge ist somit von der EEG-Umlage 
befreit? 


11. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Kraftwerke mit einer elektrischen Eeistung 
größer als 50 MW, die aktuell noch in Betrieb sind, 
müssen spätestens Ende 2012 stillgelegt werden, 
weil die Betreiber auf Retrofit der Anlagen verzich- 
tet haben, um die verschärften Anforderungen der 
Dreizehnten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (13. BImSchV) 
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aus dem Jahr 2004 nicht einhalten zu müssen (bitte 
Auflistung der einzelnen Kraftwerksblöcke ein- 
schließlich der elektrischen Leistung)? 


12. Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Nachhaltig- 
keitsgipfel Rio+20, und welche Schlussfolgerungen 
leitet sie daraus für das eigene Handeln ab? 


13. Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um weltwei- 
te, messbare Nachhaltigkeitsziele zu implementie- 
ren, und ab wann sollten diese Ziele ihrer Meinung 
nach gelten? 


14. Abgeordnete 

Waltraud 

Wolff 

(Wolmirstedt) 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zur stofflichen Ver- 
wertung von Klärschlamm angesichts der Tatsache, 
dass das Umweltbundesamt in seiner Broschüre 
„Klärschlammentsorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland“ diese ablehnt, weil die Gefahr, dass 
Schadstoffe in den Nahrungskreislauf gelangen, 
nicht ausgeschlossen werden können? 


15. Abgeordnete 

Waltraud 

Wolff 

(Wolmirstedt) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen zur Rücknahme von Altarznei- 
mitteln wird die Bundesregierung ergreifen ange- 
sichts des vom Umweltbundesamt festgestellten 
Übergangs von Schadstoffen in den Nahrungskreis- 
lauf, besonders durch neue Abbauprodukte von Arz- 
neimitteln? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


16. Abgeordnete 

Marianne 

Schieder 

(Schwandorf) 

(SPD) 


Welches sind die nächsten Themen, die im Rahmen 
des Bürgerdialogs Zukunftstechnologien des Bun- 
desministeriums für Bildung und Eorschung 
(BMBE) bearbeitet werden sollen, und aus welchen 
Gründen findet nach Ende der Dialoge zur High- 
tech-Medizin und zu Energietechnologien aktuell 
kein Dialog statt? 
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17. Abgeordneter 

Willi 

Brase 

(SPD) 


18. Abgeordneter 

Willi 

Brase 

(SPD) 


19. Abgeordneter 

Michael 

Gerdes 

(SPD) 


20. Abgeordneter 

Michael 

Gerdes 

(SPD) 


2 1 . Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 
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Welche konzeptionellen Ziele verfolgt die Bundesre- 
gierung in den Gesprächen mit den Ländern in der 
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz über eine ge- 
meinsame Förderinitiative zur Förderung der Leh- 
rerausbildung auch im Hinblick auf die Verstärkung 
der Praxisorientierung, der Eignung der Studienbe- 
werberinnen und -bewerber, der Berücksichtigung 
der Anforderungen einer inklusiven Bildung sowie 
der entsprechenden Beschlüsse der Kultusminister- 
konferenz vom 8. März 2012? 


Durch welches Auswahlverfahren sollen nach der 
Vorstellung der Bundesregierung die Projekte be- 
stimmt werden, die durch die geplante gemeinsame 
Förderinitiative von Bund und Ländern zur Förde- 
rung der Lehrerausbildung gefördert werden sollen? 


Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung 
in der Ausgestaltung der gemeinsamen Förderinitia- 
tive von Bund und Ländern zur Förderung der Leh- 
rerausbildung sicherstellen, dass eine möglichst allen 
Lehramtsstudierenden zu Gute kommende flächen- 
deckende Verbesserung der Ausbildung erreicht 
wird? 


An welcher Stelle hat die Bundesregierung in wel- 
cher Höhe im Bundeshaushalt und in der mittelfristi- 
gen Finanzplanung bisher Vorsorge getroffen, um 
die geplante gemeinsame Förderinitiative von Bund 
und Ländern zur Förderung der Lehrerausbildung 
auszufinanzieren? 


Wie schätzt die Bundesregierung den Mehrbedarf 
im Rahmen der Studienplatzfinanzierung des Hoch- 
schulpaktes 2020 in den Jahren 2013, 2014 und 
2015 ein, und welche haushälterischen Vorkehrun- 
gen hat sie zu dessen Ausfinanzierung vorgesehen? 


Wird die Bundesregierung die vereinbarten Teilzah- 
lungen für die Jahre 2013 und 2014 an die Länder 
im Rahmen des Hochschulpaktes 2020 zur Studien- 
platzfinanzierung planungsgemäß auszahlen kön- 
nen, ohne die Ausgabenbegrenzung in § 2 der Ver- 
waltungsvereinbarung zur zweiten Programmphase 
des Hochschulpaktes 2020 ein weiteres Mal anheben 
zu müssen? 


. Wahlperiode 
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23. Abgeordneter 

Oliver 

Kaczmarek 

(SPD) 


Teilt das BMBF die in der Antwort des Bundes- 
ministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
auf Bundestagsdrucksache 17/9896 enthaltene Fest- 
stellung, dass die Entwicklung der Bildungsinfra- 
struktur nicht Bundeszuständigkeit sei und infolge- 
dessen auch keine Forschungsaktivitäten eingeleitet 
würden, und welche eigenen Aktivitäten zur For- 
schung über Bildungsräume der Zukunft hat das 
BMBF bereits eingeleitet? 


24. Abgeordneter 

Kai 

Gehring 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern teilt das BMBF die im Nationalen Bil- 
dungsbericht formulierte These, dass durch Leistun- 
gen wie dem Betreuungsgeld die im Bericht inten- 
dierten quantitativen und qualitativen Ziele insbe- 
sondere im Bereich der frühkindlichen Bildung nicht 
zufriedenstellend realisiert werden können? 


25. Abgeordneter 

Rene 

Röspel 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Informationen dahin- 
gehend vor, dass sich auch andere wissenschaftsstar- 
ke Nationen nach der Entscheidung von Bundesmi- 
nisterin Dr. Annette Schavan, dass Deutschland 
Vollmitglied im Kreis der Organisatoren des 
„Square Küometer Array“ wird, dazu entschließen 
werden, sich an diesem Großprojekt zu beteüigen, 
und wie bewertet die Bundesregierung die Entschei- 
dung, das „Square Kilometer Array“ sowohl in Süd- 
afrika als auch in Australien zu bauen? 


26. Abgeordneter 

Rene 

Röspel 

(SPD) 


Mit welchen Gesamtkosten für den Bundeshaushalt 
rechnet die Bundesregierung nach aktuellem Pla- 
nungsstand für den Fall, dass die Bundesrepublik 
Deutschland entscheidet, sich finanziell an Bau und 
Betrieb des „Square Kilometer Array“ zu beteili- 
gen? 


27. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den aktuellen Empfehlungen der Reaktor- 
Sicherheitskommission für den Betrieb der For- 
schungsreaktoren („Anlagenspezifische Sicherheits- 
überprüfung deutscher Forschungsreaktoren, RSK- 
SÜ“ vom 3. Mai 2012) - unter Angabe möglicher 
Nachrüstungen, Anpassungen und des vorgesehe- 
nen Zeitplans für aktualisierte Sicherheitskonzepte 
- sowie der Vorsorge im Regierungsentwurf 2013 
für entsprechende Maßnahmen -, und wie hoch sind 
aktuell im Einzelnen die sogenannten Nullbetriebs- 
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kosten der stillgelegten früheren Forschungsreakto- 
ren (nach Standorten) - unter Angabe der in dieser 
Legislaturperiode erzielten Kostensenkungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums fürwirtschaftiiche 
Zusammenarbeit und Entwickiung 


28. Abgeordneter 

Dr. Sascha 
Raabe 

(SPD) 


Wie ist der Name des Teppichherstellers und wie 
der des Händlers, bei dem Bundesminister Dirk 
Niebel den Teppich in der deutschen Botschaft in 
Kabul erworben hat, und kann er auch ohne offen- 
sichtlich nicht vorhandene Zertifikate und Siegel de- 
finitiv ausschließen, dass der Teppich mit Kinderar- 
beit oder unter Verletzung internationaler Standards 
wie den Kernarbeitsnormen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation (ILO) hergestellt wurde? 


29. Abgeordneter 

Dr. Sascha 
Raabe 

(SPD) 


Kann Bundesminister Dirk Niebel definitiv aus- 
schließen, dass es sich bei dem von ihm in Kabul ge- 
kauften Teppich um afghanisches Kulturgut handel- 
te, das nicht oder nur mit gesonderter Genehmigung 
hätte ausgeführt werden dürfen, und bleibt er ange- 
sichts der gegenteiligen Darstellungen des Bundes- 
nachrichtendienstes (BND) bei seiner Aussage, es 
habe vor dem Transport keine Festlegungen zwi- 
schen dem BND und dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) dahingehend gegeben, dass alle Formalitäten 
der Einfuhr des Teppichs unmittelbar durch das 
BMZ zu regeln seien? 


30. Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


Wie beurteilt das BMZ die Abschlusserklärung des 
G20-Gipfels von Los Cabos und die von der 
101. ILO-Konferenz beschlossene Empfehlung zum 
Social-Protection-Floor (vor allem hinsichtlich der 
Bedeutung nationaler Basisschutzsysteme als Instru- 
ment zur weltweiten Armutsbekämpfung sowie der 
besonderen Rolle internationaler und multilateraler 
Organisationen bei der Implementierung), und be- 
absichtigt die Bundesregierung, vor allem das BMZ 
und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
diese von ihr auf internationaler Ebene mitgetragene 
Position auch durch eine aktive Politik, z. B. durch 
die Wiedereinführung einer thematischen Zielgröße 
für den Bereich Soziale Sicherung und/oder die Er- 
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höhung der freiwilligen Beiträge zur ILO bei der 
Aufstellung des Bundeshaushalts 2013, zu unterstüt- 
zen? 


3 1 . Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


In welcher Weise wird das BMZ auf die unzurei- 
chenden Ergebnisse der Rio+20-Konferenz (Zitat 
Bundesminister Dirk Niebel in der Süddeutschen 
Zeitung vom 21. Juni 2012: „Das Glas ist halbvoll; 
ich hätte mir natürlich ein volles Glas gewünscht“) 
politisch reagieren, und welche Schwerpunkte wird 
das BMZ bei der Umsetzung der künftigen Sustain- 
able Development Goals (SDG) setzen? 


32. Abgeordnete 

Dr. Bärbel 
Kofler 

(SPD) 


Welche zusätzlichen und neuen Maßnahmen zur 
Förderung erneuerbarer Energien hat das BMZ seit 
2010 unternommen, und auf welche Partnerländer 
beziehen sich diese? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


33. Abgeordneter 

Gerd 

Bollmann 

(SPD) 


Welche Maßnahmen wül die Bundesregierung zur 
Erhöhung der Ressourceneffizienz bei der Produk- 
tion von Elektrogeräten ergreifen? 


34. Abgeordneter 

Gerd 

Bollmann 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Vorgaben für die 
Neuproduktion und das Produktdesign zu erlassen, 
um durch höhere Eebensdauer und den Austausch 
von Ersatzteilen die Ressourceneffizienz von Elek- 
trogeräten zu verbessern? 


35. Abgeordneter 

Frank 

Schwabe 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Verpressen 
von Abwässern, die bei der unkonventionellen För- 
derung von Erdgas (Fracking) entstehen, in ehemali- 
ge Eagerstätten oder andere unterirdische Gesteins- 
formationen? 
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36. Abgeordneter Gibt es aus Sicht der Bundesregierung alternative 
Frank Handlungsmöglichkeiten für den Umgang mit Fra- 

Schwabe cking-Abwässern anstelle des Verpressens? 

(SPD) 


37. Abgeordneter 

Dr. Matthias 

Miersch 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorstoß von 
Bundeswirtschaftsminister Dr. Philipp Rösler, den 
Rechtsweg beim Leitungsausbau auf eine Instanz 
(Bundesverwaltungsgericht) zu verkürzen (Frank- 
furter Allgemeine Zeitung, 14. Juni 2012)? 


38. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche „Instrumente zur Erleichterung der zeitna- 
hen und planbaren Refinanzierung von Investitio- 
nen“ plant die Bundesregierung bei der Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes mit aufzunehmen (siehe 
Antwort der Bundesregierung auf meine Mündliche 
Frage 81, Plenarprotokoll 17/183, Anlage 51), und 
wie sollen diese konkret ausgestaltet sein? 


39. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Um wie viel Cent ist der Strompreis für private 
Haushalte in den letzten zehn Jahren durchschnitt- 
lich angestiegen, und welcher Anteil am jeweiligen 
Preisanstieg war dabei nicht durch das EEG bedingt 
(aufgeschlüsselt nach Jahren)? 


40. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen kartellrechtlicher oder anderer 
Art hat die Bundesregierung zur Minimierung des 
nicht EEG-bedingten Anstiegs der Verbraucherprei- 
se für Strom ergriffen? 


4 1 . Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Gründe sieht die Bundesregierung für die 
unterschiedlichen Ergebnisse bei der Meldung von 
neuinstallierten Photovoltaikanlagen zwischen den 
Daten der Bundesnetzagentur und den Daten der 
Übertragungsnetzbetreiber, und hält die Bundesre- 
gierung angesichts dieser Unterschiede es für ge- 
rechtfertigt, die Daten der Bundesnetzagentur für 
die Vergütungssenkungen der Photovoltaik heranzu- 
ziehen? 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 13 - 


Drucksache 17/10051 


42. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen wird die Veröffentlichung 
der Datensätze zur Meldung von neuinstallierten 
Photovoltaikanlagen durch die Bundesnetzagentur 
nicht kurzfristig nach Ablauf eines Monats für den 
vorhergehenden Monat veröffentlicht, und hält die 
Bundesregierung diese verspätete Meldung für eine 
verlässliche Basis der vorgesehenen monatlichen 
Vergütungssenkung bei der Photovoltaik? 


43. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat das Unternehmen Krauss Maffei Wegmann 
GmbH & Co. KG Anträge oder informelle Voran- 
fragen zur Genehmigung des Exports von Eeopard- 
II-Kampfpanzern gegenüber der Bundesregierung 
zurückgezogen oder zurückgestellt, und wenn ja, wa- 
rum? 


44. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat sich die Bundesregierung die Genehmigung 
eines Reexports von in Spanien in Eizenz produzier- 
ten Kampfpanzern des Typs Eeopard II Vorbehal- 
ten, und liegt ihr inzwischen eine entsprechende 
Voranfrage vor? 


45. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit bestätigt die Bundesregierung Medienbe- 
richte (u. a. Bild vom 17. Juni 2012), wonach Saudi- 
Arabien 600 bis 800 fabrikneue deutsche Panzer 
Eeopard II (wohl Modell 2A7+) für ca. 10 Mrd. Eu- 
ro kaufen wolle, davon 300 per unterschriftsreifem 
Vertrag bis 20. Juli 2012, deren Typ dort schon lang- 
zeitgetestet würde, welche die spanische Eirma „Ge- 
neral Dynamics“ in Eizenz montieren solle, jedoch 
der Bundessicherheitsrat die für Anfang Juni 2012 
vorgesehene Befassung damit kurzfristig bis zum 
20. Juli 2012 verschoben habe, und - falls dies 
grundsätzlich zutrifft - teilt die Bundesregierung 
meine Auffassung, dass ein solcher Export in ein 
offensichtliches Spannungsgebiet mit der offensicht- 
lichen Gefahr des Missbrauchs der Panzer gegen die 
Zivilbevölkerung den „Politischen Grundsätzen der 
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern“ eklatant widersprä- 
che und daher vom Bundessicherheitsrat nicht ge- 
nehmigt werden dürfe, wie von zwei Bundesministe- 
rien und dem Bundeskanzleramt signalisiert worden 
sein soll? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


46. Abgeordneter 

Stefan 

Rebmann 

(SPD) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur 
Unterstützung der Zivilgesellschaft bei der regiona- 
len, politischen und wirtschaftlichen Entwicklung 
Pakistans und Afghanistans nach dem Truppenab- 
zug aus Afghanistan, bzw. welche konkreten Projek- 
te und Vorhaben werden schon durchgeführt? 


47. Abgeordnete Wird die Bundesregierung den deutschen Botschaf- 

Viola von ter in Kasachstan beauftragen, den am 15. Juni 

Cramon-Taubadel 2012 in Almaty verhafteten Theaterregisseur und 
(BÜNDNIS 90/ diesjährigen Goethe-Preisträger Bolat Atabajew 
DIE GRÜNEN) baldmöglichst im Gefängnis zu besuchen? 


48. Abgeordneter 
Niema 
Movassat 
(DIE EINKE.) 


Wie wahrscheinlich ist es aus Sicht und aufgrund 
der Informationslage der Bundesregierung, dass in 
naher Zukunft ein Mandat durch den Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen (VN) für eine militärische 
Intervention in Mali durch die westafrikanische 
Staatengemeinschaft ECOWAS zustande kommt, 
und welche Position hat die Bundesregierung diesbe- 
züglich in den Treffen und Gesprächen zwischen 
dem Eriedens- und Sicherheitsrat der Afrikanischen 
Union (AU) und dem VN-Sicherheitsrat vertreten 
bzw. beabsichtigt die Bundesregierung hierzu als 
Mitglied im VN-Sicherheitsrat künftig einzuneh- 
men? 


49. Abgeordneter 
Niema 
Movassat 
(DIE EINKE.) 


Welche Kriterien müssen aus Sicht der Bundesregie- 
rung für ein Mandat durch den VN-Sicherheitsrat 
für eine militärische Intervention in Mali gegeben 
sein, zu der Presseberichten zufolge der VN-Sicher- 
heitsrat grundsätzlich durch die ECOWAS-Staaten- 
gemeinschaft zum Schutz der malischen Übergangs- 
regierung und/oder zur Bekämpfung der Rebellen 
im Norden Malis bereit ist, und würde sich die Bun- 
desregierung an einer solchen Intervention in Mali 
militärisch, logistisch, beratend oder sonstwie beteili- 
gen, falls es zu einem solchen VN-Mandat kommen 
sollte? 


50. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


Unter welchen Umständen bewertet die Bundesre- 
gierung einen Cyberangriff als eine Anwendung von 
Gewalt gegen die territoriale Unversehrtheit nach 
Artikel 2 der UN-Charta, wie es die USA angekün- 
digt haben und aus dem Pentagon mit „Wer die 
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Stromnetze unseres Landes sabotiert, muss mit Ra- 
keten im Schornstein rechnen“ kommentieren 
(SPIEGEL ONLINE, 1. Juni 2011), und warum 
wird die Bundesregierung im UN-Sicherheitsrat 
nicht tätig, damit dieser feststellt, dass Cyberangriffe 
auf den Iran durch die Schadprogramme Stuxnet 
und Elame (The Washington Post, 19. Juni 2012) 
einen Bruch des Briedens oder eine Angriffshand- 
lung darstellen bzw. Empfehlungen abgibt oder 
Maßnahmen trifft, um die internationale Sicherheit 
zu wahren oder wiederherzustellen (vgl. Artikel 39 
der UN-Charta)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5 1 . Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE EINKE.) 


Inwieweit verhandelt die Europäische Kommission 
im Rahmen ihrer „Dialoge über Migration, Mobili- 
tät und Sicherheit“ mit den entsprechenden Bän- 
dern (insbesondere Eibyen, Tunesien, Marokko) 
auch über polizeilichen Informationsaustausch, 
Grenzmanagement, Strafverfolgung und die Einbe- 
ziehung der EU-Agenturen, und auf welche Weise 
sind hierzu in den oben aufgeführten Bändern auch 
andere zwischenstaatliche Institutionen der UNO, 
die ERONTEX oder das Global Counterterrorism 
Eorum beteiligt, das sich beispielsweise mit Aspek- 
ten der Grenzkontrolle in der Sahel-Region befasst? 


52. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit bestätigt die Bundesregierung Medienbe- 
richte (u. a. Berliner Zeitung vom 16. Juni 2012), 
wonach im Rahmen einer sogenannten Operation 
Rennsteig federführend das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz (BfV) nebst dem Militärischen Ab- 
schirmdienst (MAD) zusammen mit dem thüringi- 
schen Verfassungsschutz 1997 bis 2003 Rechtsextre- 
misten des „Thüringer Heimatschutzes“ die mut- 
maßlich NSU-Mörder (NSU = Nationalsozialisti- 
scher Untergrund) mit zeitweise bis zu zehn V-Eeu- 
ten überwachten, jedoch das BfV Eetztere nicht in 
seiner diesbezüglichen Datei registrierte, sowie im 
Jahr 2011 mindestens sieben diesbezügliche Eallak- 
ten als „dienstlich nicht mehr notwendig“ vernichte- 
te, und wie ist diese Aktenvernichtung - falls dies 
grundsätzlich zutrifft - nach Auffassung der Bundes- 
regierung zu beurteüen angesichts dessen, dass drei 
wegen Sprengstoffdelikten gesuchte ehemalige An- 
gehörige des Thüringer Heimatschutzes 1998 unter- 
getaucht und bis zum 4. November 2011 nicht wie- 
der aufgetaucht waren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


53. Abgeordnete 

Marianne 

Schieder 

(Schwandorf) 

(SPD) 


Strebt das BMBF die Einführung einer „einheitli- 
chen Wissenschaftsschranke“ im Urheberrecht an, 
und hält die Bundesregierung die Einführung einer 
solchen Schranke für zielführend? 


54. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wann erhielt die Bundesregierung erstmals Hinwei- 
se auf die Spionagetätigkeit eines 47 Jahre alten 
Deutsch-Marokkaners, der unter anderem Opposi- 
tionelle und Anhänger und Unterstützer der Be- 
freiungsbewegung für die Westsahara Frente Polisa- 
rio und die Berliner „Projektgruppe Westsahara“ 
im Auftrag des marokkanischen Geheimdienstes 
ausgeforscht haben soll (vgl. ZEIT ONLINE vom 
15. Februar 2012), und welche weiteren Aktivitäten 
marokkanischer Geheimdienste gegen die saharaui- 
sche Opposition sind der Bundesregierung in 
Deutschland bekannt? 


55. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung den jüngsten 

Viola von Pressebericht über die Beteiligung deutscher Neona- 

Cramon -Taubadel zis an der Vorbereitung des Olympiaattentats von 
(BÜNDNIS 90/ 1972 („Braune Hilfe“, DER SPIEGEL, 18. Juni 

DIE GRÜNEN) 2012), und welche Schlüsse zieht sie daraus in Bezug 
auf eine umfassende wissenschaftliche Aufarbeitung 
der Aktenbestände deutscher Behörden zum Olym- 
piaattentat und die Gedenkfeiern zum 40. Jahrestag, 
die im August und September 2012 in London, 
München und Fürstenfeldbruck stattfinden werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


56. Abgeordnete 

Dr. Bärbel 
Kotier 

(SPD) 


Wie ist der derzeitige Verhandlungsstand der Ge- 
spräche innerhalb der Bundesregierung, bezogen 
auf die Antwort der Bundesregierung auf meine 
Mündliche Frage 72, Plenarprotokoll 17/177, Anla- 
ge 44, zur Aufhebung der Haushaltssperre der Ver- 
pflichtungsermächtigungen beim internationalen 
Klima- und Umweltschutz des Sondervermögens 
Energie- und Klimafonds und zur zukünftigen kon- 
kreten Mittelverteilung, und wann ist mit abschlie- 
ßenden Erkenntnissen für eine mögliche Entsper- 
rungsvorlage an den Haushaltsausschuss des Deut- 
schen Bundestages zu rechnen? 
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57. Abgeordneter 

Richard 

Pitterle 

(DIE LINKE.) 


Wie werden laufende Verluste aufgrund einer atypi- 
schen stillen Beteiligung unter dem Regime der Ab- 
geltungsteuer einkommensteuerlich vor dem Hinter- 
grund des Werbungskostenabzugsverbots behandelt, 
und wie ist in diesem Zusammenhang der Verweis 
auf § 15a des Einkommensteuergesetzes (EStG) in 
§ 20 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 EStG zu verstehen, 
der eine mögliche steuerliche Berücksichtigung von 
Verlusten bis zur Einlage erlaubt? 


58. Abgeordneter 

Richard 

Pitterle 

(DIE LINKE.) 


Bis zu welcher Erist kann nach dem im September 
2011 Unterzeichneten und im April 2012 ergänzten 
Steuerabkommen mit der Schweiz nach Artikel 3 1 
Absatz 8 eine spätere Veranlagung der Erbschaft- 
steuer in Deutschland in den Eällen durchgeführt 
werden, in denen bereits an der Quelle ein Steuer- 
einbehalt von 50 Prozent vorgenommen wurde, und 
muss in den Eällen des Artikels 31 Absatz 9 mit 
einem Steuereinbehalt von 50 Prozent an der Quelle 
im Zusammenhang mit der gleichzeitigen Erlö- 
schenswirkung der deutschen Erbschaftsteuer in 
Deutschland noch eine zusätzliche Deklaration/Ver- 
anlagung vorgenommen werden? 


59. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE LINKE.) 


Teilt die Bundesregierung rechtliche Bedenken ge- 
gen Artikel 10 Absatz 1 des im September 2011 Un- 
terzeichneten und im April 2012 ergänzten Steuer- 
abkommens mit der Schweiz, da hier eine Teilselbst- 
anzeige ermöglicht wird, die gerade mit den Ände- 
rungen durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz 
ausgeschlossen werden sollte, auch vor dem Hinter- 
grund der erfolgten Rechtsprechung durch den Bun- 
desgerichtshof hinsichtlich des Vollständigkeitsge- 
bots, und folgt daraus, dass für weitere Einkünfte 
aus denselben Veranlagungszeiträumen, die neben 
jenen aus der Schweiz erwirtschaftet wurden, eben- 
falls eine Teilselbstanzeige möglich ist? 


60. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE LINKE.) 


Welche Rechtsfolgen aus Artikel 10 Absatz 1 des im 
September 2011 Unterzeichneten und im April 2012 
ergänzten Steuerabkommens mit der Schweiz erge- 
ben sich für den Steuerpflichtigen hinsichtlich der 
Nachentrichtung der Steuer, auch vor dem Hinter- 
grund der Eälligkeit und einer möglichen Verzin- 
sung, und bezieht sich der Verweis auf § 398a der 
Abgabenordnung (AO) im Hinblick auf den Hinter- 
ziehungsbetrag von 50 000 Euro auf die gesamten 
hinterzogenen Steuern für den Zeitraum ab 1. Janu- 
ar 2003 oder auf jede einzelne Tat der Hinterzie- 
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hung seit dem 1. Januar 2003, was dann im Regelfall 
für jede einzelne Steuerart und jeden Veranlagungs- 
zeitraum gesondert zu betrachten ist? 


6 1 . Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


In wie vielen Fällen hat die Commerzbank AG, an 
der die Bundesrepublik Deutschland eine Beteili- 
gung von 25 Prozent plus einer Aktie hält, laut Pres- 
semeldungen „junge Menschen mit Studienkrediten 
in eine Zinsfalle gelockt“ (SPIEGEL ONLINE vom 
19. Juni 2012) und Kredite mit bis zu 18 Prozent 
Überziehungszinsen ohne Ankündigung fällig ge- 
stellt - unter Angabe der ggf daraus resultierenden 
bankenaufsichtsrechtlichen Konsequenzen, der An- 
zahl noch strittiger Fälle, der Anzahl der von der 
Dresdner Bank AG übernommenen Studienkredite 
durch die Commerzbank AG sowie der Anzahl der 
von der Commerzbank AG vermittelten Studien- 
kredite der KfW Bankengruppe jeweils pro Kalen- 
derjahr seit dessen Einführung, und welche Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang zu dem Rückzahlungsverhalten bzw. der 
Rückzahlungsfähigkeit von Studienkrediten durch 
Studierende und Absolventen? 


62. Abgeordneter 

Dr. h. c. Jürgen 
Koppelin 

(FDP) 


War die Bundesregierung an der getroffenen Verein- 
barung zur Abwicklung der WestLB AG beteiligt, 
und wenn ja, in welcher Form werden der Deutsche 
Bundestag und seine Gremien an dieser Entschei- 
dung beteiligt? 


63. Abgeordneter Wie hoch berechnet die Bundesregierung das llnan- 
Dr. h. c. Jürgen ziehe Engagement zur Abwicklung der WestLB AG 
Koppelin für den Bundeshaushalt? 

(FDP) 


64. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hüll 

(DIE LINKE.) 


Stimmt die Bundesregierung damit überein, dass der 
Anwendungsbereich des § 5 1 Absatz 3 Satz 2 AO 
(Verlust der Steuerbefreiung) nur gegeben ist, wenn 
die Organisation explizit als „extremistische Organi- 
sation“ in einem Verfassungsschutzbericht erwähnt 
wird (so z. B. Bundesfinanzhof - BFH - vom 
11. April 2012, 1 R 11/11), so dass die bloße Erwäh- 
nung einer Organisation in einem Verfassungs- 
schutzbericht noch nicht zu einem Verlust der 
Steuerbefreiung führt, und welche konkreten Aus- 
führungen/Bezeichnungen vor dem Hintergrund der 
geplanten Neuregelung des § 51 Absatz 3 Satz 2 AO 
durch das Jahressteuergesetz (JStG) 2013 müssen 
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zu einer Organisation in den jeweiligen Verfassungs- 
schutzberichten getroffen werden, damit diese die 
Steuerbefreiung verlieren, auch vor dem Hinter- 
grund der Definition des Begriffs „extremistische 
Organisation“ im Vergleich zu der in der Gesetzes- 
begründung zu der geplanten Neuregelung des § 51 
Absatz 3 Satz 2 AO durch das JStG 2013 verwende- 
ten Bezeichnung „verfassungsfeindlich“? 


65. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(DIE LINKE.) 


Wie kann sich nach der geplanten Neuregelung des 
§51 Absatz 3 Satz 2 AO durch das JStG 2013 eine 
Organisation gerichtlich zur Wehr setzen, wenn sie 
ihrer Ansicht nach zu Unrecht in einem Verfas- 
sungsschutzbericht aufgeführt worden ist, und wie 
ist in diesem Zusammenhang die Anwendung des 
§ 52 Absatz 3 Satz 2 AO nach der geplanten Neure- 
gelung durch das JStG 2013 zu beurteilen, wenn in 
einem Verfassungsschutzbericht z. B. von „zahlrei- 
chen Anhaltspunkten für extremistische Bestrebun- 
gen“ gesprochen wird, vor dem Hintergrund, inwie- 
weit eine derartige Klassifikation einer Organisation 
bereits die Anwendung von § 5 1 Absatz 3 Satz 2 AO 
rechtfertigt, mit der Rechtsfolge Verlust der Steuer- 
befreiung? 


66. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sind Medienberichte zutreffend, wonach Irland dop- 
pelt so viel Zeit für die Rückzahlung erhaltener in- 
ternationaler Hilfsgelder eingeräumt werden wird 
(vgl. Handelsblatt vom 19. Juni 2012, „Irland erhält 
mehr Zeit für Rückzahlung der Hilfsgelder“), und 
wenn nicht, wie ist die Position der Bundesregierung 
in dieser Erage? 


67. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Unterstützt die Bundesregierung derzeit auf politi- 
scher Ebene die Eorderungen der Europäischen 
Zentralbank, die Wirtschafts- und Währungsunion 
um eine Banken- bzw. Einanzmarktunion zu erwei- 
tern (vgl. beispielsweise www.sueddeutsche.de/ 
wirtschaft/plaene-fuer-finanzmarktunion-eine-fuer- 
alle-1. 1367348 oder www.ecb.int/press/key/date/ 
2012/html/spl20420_2.en.html oder www.ecb.int/ 
press/key/date/2012/html/sp 120420. en.html#), und 
wenn nein, warum nicht? 


68. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(DIE LINKE.) 


Wie haben sich prozentual seit 2009 bis heute die 
Konsumausgaben des Staates in den Ländern der 
Europäischen Union entwickelt (bitte insgesamt und 
nach einzelnen Ländern aufführen, auch mit vorläu- 
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figen bzw. geschätzten Daten), und wie wirken sich 
nach Ansicht der Bundesregierung die zurückgehen- 
den konsumtiven Staatsausgaben auf die wirtschaft- 
liche Entwicklung aus hinsichtlich der Volkswirt- 
schaft der einzelnen Länder sowie der Eurozone ins- 
gesamt? 


69. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(DIE LINKE.) 


Welchen Einfluss wird voraussichtlich die Umset- 
zung des Eiskalpaktes auf die Entwicklung der Bin- 
nennachfrage in den Mitgliedsländern der Europäi- 
schen Union haben, und wie hat sich prozentual der 
preisbereinigte Einzelhandelsumsatz in den Ländern 
der Europäischen Union seit 2008 bis heute entwi- 
ckelt (bitte insgesamt und nach einzelnen Ländern 
aufführen, auch mit vorläufigen bzw. geschätzten 
Daten)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


70. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung Arbeit und Er- 
gebnisse des von ihr geförderten Bundeskompetenz- 
zentrums Barrierefreiheit e. V. (BKB), und welche 
Vorstellungen gibt es zur Eortführung der Arbeit 
des BKB über das Jahr 2012 hinaus? 


7 1 . Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung die bisher erziel- 
ten Ergebnisse bei der Umsetzung des von ihr vor 
einem Jahr beschlossenen Nationalen Aktionsplans 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven- 
tion auch mit Blick auf die Kritik aus der Behinder- 
tenbewegung (siehe u. a. www.kabinet-nachrichten. 
org vom 15. Juni 2012), und welche Schlussfolgerun- 
gen ergeben sich daraus für das weitere Regierungs- 
handeln in diesem Jahr? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


72. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche kulturpflanzenspezifischen Mindestabstände 
zwischen Anbauflächen mit gentechnisch veränder- 
ten Nutzpflanzen und Anbauflächen mit nicht gen- 
technisch veränderten Pflanzen (GVP) sieht der Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung für die Novelle 
des Gentechnikgesetzes auf Bundes- und Eänderebe- 
ne vor, und inwieweit berücksichtigen diese Ab- 
standsregelungen das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs zu Pollen von gentechnisch veränder- 
ten Organismen in Honig vom 6. September 2011? 


73. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche Weise und bis wann gedenkt die Bundes- 
regierung den Deutschen Bundestag und die Öffent- 
lichkeit über ihre Positionierung zu informieren, be- 
vor am 16./17. Juli 2012 im Ständigen Ausschuss 
für die Eebensmittelkette und Tiergesundheit bzw. 
im Palle einer ergebnislosen Abstimmung in der Pol- 
ge vom Berufungsausschuss oder im nächsten 
Schritt direkt von der Kommission möglicherweise 
während der parlamentarischen Sommerpause Pak- 
ten geschaffen werden, zum Beispiel im Hinblick 
auf die Nulltoleranz gegenüber Verunreinigungen 
mit nicht zugelassenen gentechnisch veränderten 
Konstrukten in Eebensmitteln, die Zulassung neuer 
GVP und deren Pollen für den Import oder die Zu- 
lassung von GVP für den Anbau in der Europäi- 
schen Union? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


74. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE PINKE.) 


Aus welchem Grund wird das Bundeswehrgelöbnis 
am 20. Juli 2012 in Berlin in diesem Jahr nicht mehr 
vor dem Reichstagsgebäude, sondern wieder im 
Bendlerblock stattfinden, und soll der Bendlerblock 
auch in den kommenden Jahren der Durchführungs- 
ort des Gelöbnisses sein? 


75. Abgeordneter 

Memet 

Kille 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Haben die Gespräche des Bundesministers der Ver- 
teidigung, Dr. Thomas de Maiziere, mit seinem tür- 
kischen Amtskollegen Ismet Yilmaz im Hinblick auf 
die Anerkennung des freiwilligen Wehrdienstes in 
Deutschland für doppelte Staatsbürger durch die 
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Türkische Republik (vgl. Bundestagsdrucksache 17/ 
9809, S. 7 f.) zu konkreten Ergebnissen geführt, und 
wenn ja, zu welchen? 


76. Abgeordneter 

Meinet 

Kilic 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Setzt sich der Bundesverteidigungsminister auch im 
Hinblick auf die Personen für eine vergleichbare Eö- 
sung ein, die - bis zur Aussetzung des Pflichtwehr- 
dienstes 20 1 1 - die Möglichkeit hatten, sich ihren in 
Deutschland geleisteten Zivildienst in der Türkei an- 
rechnen zu lassen (z. B. Anrechnung des Bundesfrei- 
willigendienstes), und wenn nein, warum nicht? 


77. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Maßnahmen plant das Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung, um den freiwilligen 
Wehrdienst bei der Bundeswehr für Migrantinnen 
und Migranten attraktiver zu machen? 


78. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eür welche konkreten Einsatzszenarien soll der 
Truppenübungsplatz Altmark in Gardelegen ausge- 
baut und künftig dazu genutzt werden, Soldatinnen 
und Soldaten in urbanem Kampf auszubilden, und 
wie sind in diesem Zusammenhang die Bemerkun- 
gen des Kommandeurs des Gefechtsübungszent- 
rums des Heeres zu verstehen, nach welchen die 
Einsatzgebiete der Bundeswehr künftig immer wei- 
ter in die Städte verlagert würden (vgl. dpa-Meldung 
„Einsatz in Schnöggersburg“, 20. Juni 2012)? 


79. Abgeordneter 

Stefan 

Rebmann 

(SPD) 


Gibt es schon Angaben über die voraussichtlichen 
Kosten für den Abzug aus Afghanistan, welche Eir- 
men damit beauftragt werden, wie ermittelt wird, 
was in Afghanistan verbleiben kann, und wie das af- 
ghanische Personal, das mit der Bundeswehr zusam- 
mengearbeitet hat, anschließend beschäftigt werden 
kann? 


80. Abgeordneter 

Wolfgang 
Gehrcke 
(DIE EINKE.) 


Wie vereinbart der Bundesminister der Verteidi- 
gung, Dr. Thomas de Maiziere, seine Aussage, dass 
die an der UNIEIE-Mission beteiligten Schiffe 
„sicher auch eine Art Notreserve für eine humani- 
täre Katastrophe“ seien, mit der von der Bundes- 
regierung beantragten Verlängerung des Mandates? 
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8 1 . Abgeordneter 

Wolfgang 
Gehrcke 
(DIE LINKE.) 


Sind Ankündigungen für „Nothilfeaktionen“ für Sy- 
rien mit anderen an der UNIEIDMission beteiligten 
Staaten abgestimmt, oder handelt es sich um einen 
deutschen Alleingang? 


82. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


In welcher Eorm waren die mehreren Dutzend laut 
Medienberichten in syrischer Haft befindlichen 
Deutschen, die zum Zeitpunkt ihrer Gefangennah- 
me vor etwa drei Wochen im Zusammenhang mit 
einem Stuttgarter Sicherheitsdienstleister unterwegs 
waren, Thema von Gesprächen des Bundesministers 
der Verteidigung, Dr. Thomas de Maiziere, wäh- 
rend seiner viertägigen Reise u. a. in den Libanon, 
und inwieweit waren diese Gefangenen an Waffen- 
transporten oder Ausbildungstätigkeiten in der Re- 
gion beteiligt? 


83. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Mit welchen Schiffen (Elottendienstboote, Eregat- 
ten, U-Boote etc.) war beziehungsweise ist die Bun- 
deswehr im Juni 2012 im östlichen Mittelmeer prä- 
sent, und zu welchem Zweck? 


84. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Unter welchen konkreten Umständen fand am 
15. Mai 2012 - fünf Tage nach der Ausweitung des 
deutschen Mandates zur Beteiligung an der EU-Mis- 
sion Atalanta - der Beschuss von angeblicher Pira- 
tenlogistik auf somalischem Eestland statt (www. 
eunavfor.eu/2012/05/eu-naval-force-delivers-blow- 
against-somali-pirates-on-shoreline/), und welche 
Informationen liegen der Bundesregierung vor, die 
belegen, dass im Zuge dieser Operation keine Men- 
schen verletzt oder für die ansässige Zivilbevölke- 
rung relevante Infrastrukturen zerstört wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


85. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung den 4. nationalen 
Bildungsbericht 2012 in Bezug auf das Betreuungs- 
geld, und wie begründet sie ihre Haltung? 
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86. Abgeordnete 

Garen 

Marks 

(SPD) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der im 4. nationalen Bildungsbericht von 
Bund und Ländern formulierten Kritik, das Be- 
treuungsgeld setze falsche Anreize, die besonders El- 
tern aus büdungsfernen Schichten davon abhalten 
könnten, ihr ein- oder zweijähriges Kleinkind in eine 
Kindertagesstätte (Kita) zu schicken, und welche 
Maßnahmen leitet die Bundesregierung daraus ab? 


87. Abgeordnete 

Garen 

Marks 

(SPD) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus den ebenfalls im Bildungsbericht von Bund 
und Ländern dargelegten Ergebnissen, dass etwa ein 
Viertel der Drei- bis Sechsjährigen in Deutschland 
als „sprachförderbedürftig“ eingestuft werden und 
dass Kleinkinder, die diese Sprachförderung nicht 
erhielten und zugleich auch keine Kita besuchten, 
bei der Bildung doppelt benachteiligt seien, und wel- 
che Maßnahmen leitet die Bundesregierung aus die- 
sen Schlussfolgerungen ab, um der Benachteiligung 
der Kinder entgegenzuwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


88. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE LINKE.) 


Wurde der Controllingbericht 01/12, Stand: 
20. März 2012, an die Mitglieder des Aufsichtsrats 
der Elughafengesellschaft Berlin Brandenburg 
GmbH (EBB) vor der Sitzung am 20. April 2012 
versandt, und wenn ja, wann? 


89. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE LINKE.) 


Welche Eristen bestehen für die Übersendung der 
Controllingberichte nach deren Eertigstellung an 
den Aufsichtsrat der EBB, und falls diese Eristen 
eine frühere Übersendung als z. B. vor dem Termin 
der Aufsichtsratssitzung am 20. April 2012 zuließen, 
hat das BMVBS auf eine zeitnahe Übersendung hin- 
gewirkt? 


90. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung in 
der Aufsichtsratssitzung der EBB am 22. Juni 2012 
zur Einanzierung der Mehrkosten vor ge tragen, die 
durch drohende Schadensersatzforderungen, die 
verspätete Inbetriebnahme und die Nachbesserun- 
gen beim Schallschutzprogramm entstanden sind, 
und zu welchem Ergebnis ist man in der Diskussion 
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mit den anderen Aufsichtsratsmitgliedern, insbeson- 
dere den Vertretern der Länder Berlin und Branden- 
burg, gekommen (bitte nach Einzelvorschlägen auf- 
schlüsseln)? 


9 1 . Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE EINKE.) 


Wann haben die Mitglieder des Aufsichtsrats der 
EBB, in dem die Bundesregierung durch zwei 
Staatssekretäre vertreten ist, erstmalig davon erfah- 
ren, dass die EBB einen sog. Klarstellungsantrag 
(Änderungsantrag zum Planfeststellungsbeschluss) 
bezüglich des Tagschutzzieles beim brandenbur- 
gischen Infrastrukturministerium stellen will, und 
haben die beiden Staatssekretäre diesen Änderungs- 
antrag unterstützt (bitte Begründung)? 


92. Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE EINKE.) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Branden- 
burg, in dem die Rechtswidrigkeit der bisherigen 
Umsetzung des Schallschutzprogramms bezüglich 
des Tagschutzziels festgestellt wurde, und wird sie 
als Vertreterin des Gesellschafters Bund auf eine un- 
verzügliche Rücknahme des „Klarstellungsantrags“ 
durch die EBB hinwirken (bitte Begründung)? 


93. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Kosten entstehen dem Bund durch die Nut- 
zung des alten Terminals A auf dem Elughafen 
Schönefeld als Regierungsterminal bis zur Eertig- 
stellung des neuen Regierungsterminals, zum Bei- 
spiel durch die Anmietung des Terminals bei der 
Elughafengesellschaft (bitte Kosten pro Jahr auf- 
schlüsseln)? 


94. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auswirkungen hat die Verschiebung des 
Eertigstellungtermins des neuen Regierungsairports 
von 2014 auf 2016 auf die provisorische Nutzung 
des Terminals A und dessen Herrichtung, und wer- 
den deswegen weitere Investitionsmaßnahmen nö- 
tig? 


95. 


Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Einienbestimmungsverfahren für Eernstra- 
ßen des Bundes, die noch nicht im Verfahren sind, 
wurden beantragt, und welche Einienbestimmungs- 
verfahren für Eernstraßen des Bundes befinden sich 
derzeit im Verfahren? 
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96. 


Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Eernstraßenprojekte, für die von Auftrags- 
verwaltungen der Eänder dem Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) 
ein Einienvorschlag zur Bestätigung an Stelle eines 
Einienbestimmungsverfahrens übersandt wurde, 
werden derzeit durch das BMVBS geprüft? 


97. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Bartels 

(SPD) 


Welche haushaltspolitischen Vorgaben finden bei 
der Einanzierung und Realisierung von Verkehrs- 
projekten Anwendung, und inwiefern sieht die Bun- 
desregierung die Einanzierung von Bau und Betrieb 
des Elbtunnels im Zuge der A 20 mit Hilfe privater 
Investitionen, die für die Bundesregierung mit er- 
heblichen Mehrkosten im Vergleich zur Realisie- 
rung mit Eigenmitteln verbunden ist, dennoch als 
machbar und möglich an? 


98. Abgeordneter 

Franz 

Thönnes 

(SPD) 


Welche Varianten (bitte mit Informationen zu 
Mauthöhe, Verkehrsaufkommen, Zulaufstraßenlän- 
ge, Vertragslaufzeiten) hat die Bundesregierung in- 
nerhalb der Machbarkeitsstudie zur Einanzierung 
des Elbtunnels im Zuge der A 20 bis dato konkret 
prüfen lassen, und welche weiteren Varianten wer- 
den jetzt nach dem Vorliegen der ersten Zwischener- 
gebnisse geprüft? 


99. Abgeordneter 

Franz 

Thönnes 

(SPD) 


Welche rechtlichen Hürden stehen einer Mischfi- 
nanzierung von Bau und Betrieb des Elbtunnels im 
Zuge der A 20 entgegen, und welche Möglichkeiten 
hat die Bundesregierung, diese gesetzlichen Vorga- 
ben zu ändern? 


100. Abgeordneter 

Dr. Ernst Dieter 
Rossmann 

(SPD) 


Wann genau lagen der Bundesregierung die Zwi- 
schenergebnisse der Machbarkeitsstudie zur Einan- 
zierung des Elbtunnels im Zuge der A 20 vor, und 
aus welchen Gründen wurden die betreffenden In- 
formationen nicht zeitnah veröffentlicht (vgl. Schles- 
wig-Holsteinische Eandeszeitung vom 7. Juni 2012)? 


101. Abgeordneter 

Dr. Ernst Dieter 
Rossmann 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung den Zeitpunkt 
und die Tatsache der Weitergabe von Informationen 
aus der Machbarkeitsstudie zur Einanzierung des 
Elbtunnels im Zuge der A 20 an Journalisten, und 
wann wird die Bundesregierung den Deutschen 
Bundestag über die vorliegenden Zwischenergebnis- 
se informieren? 
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